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1. Reichtum verteilen – Sozialstaat stärken 
S. 5 
Politik der Umverteilung 
von unten nach oben be-
enden 
 
allen Menschen gleiche 
Chancen eröffnen und 
gesellschaftlicher Spal-
tung entgegenwirken 
 
gerechte Steuerpolitik 
als Schlüssel zu einem 
auf Gemeinwohl ausge-
richteten Sozialstaat 
 
große Vermögen und 
hohe Einkommen stärker 
an Finanzierung des Ge-
meinwesens beteiligen 
 

S. 35 
Unternehmen von Steu-
ern und Bürokratie ent-
lasten 
 
S. 72 
Steuerschlupflöcher 
schließen, Steuerhinter-
ziehung & schädliche 
Formen des Steuerwett-
bewerbs wirksam unter-
binden und aggressive 
Steuergestaltungen be-
kämpfen 
 
S. 73 
Teilhabe geht vor Um-
verteilung 
 
Vermögensaufbau für alle 
Menschen attraktiv gestal-
ten – unabhängig von Be-
schäftigungsverhältnis 
und Einkommen 
 
S. 74 
Keine Wiedereinführung 
der Vermögensteuer, Ver-
mögensteuer ist eine 
Wohlstandsbremse 
 

S. 22 
gegen Steuerhinterzie-
hung, Steuervermeidung 
und Steuerbetrug konse-
quent vorgehen 
 
Umgehung der Grunder-
werbsteuer (Share Deals) 
beenden 
 
Steuervermeidung mit ei-
nem öffentlichen Report-
ing großer, international 
agierender Unternehmen 
eindämmen. 
  
Einkommen gerechter 
besteuern 
 
Steuern für die Mehrheit 
senken 
 
Einkommensteuerreform, 
die kleine und mittlere 
Einkommen besserstellt 
 
obere fünf Prozent stär-
ker für die Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben 
heranziehen 
 

S. 91 ff. 
alle Veränderungen im 
Steuerrecht müssen min-
destens aufkommens-
neutral sein 
 
Grundfreibetrag der Ein-
kommensteuer erhöhen, 
um kleine und mittlere 
Einkommen zu entlasten 
 
Spitzensteuersatz mode-
rat anheben (ab Einkom-
men von 100.000 Euro für 
Alleinstehende und 
200.000 Euro für Paare > 
Steuersatz von 45 %; 
250.000 bzw. 500.000 
Euro > Spitzensteuersatz 
von 48 %).  
 
Managergehälter ober-
halb von 500.000 Euro 
nicht mehr zum Abzug 
als Betriebsausgaben 
zulassen 
 
Kapitalerträge unter Bei-
behaltung des Sparer-
freibetrages mit dem 

S. 17 
verbindliche Obergren-
zen für Manager*innen- 
und Vorstandsgehälter: 
Sie dürfen nicht mehr als 
das Zwanzigfache des 
niedrigsten Gehalts im 
Unternehmen betragen 
 
Jahresgehälter über ei-
ner halben Million Euro 
nicht mehr steuerlich 
abzugsfähig  
 
S. 25 
Sozialstaat durch soziale 
Garantien auf Basis soli-
darischer Umlagesys-
teme 
 
garantiertes Mindestein-
kommen von 1.200 Euro 
in jeder Lebenssituation 
 
S. 104 
Abschaffung der Schul-
denbremse  
 
Investitionsförderung 
zum Ausbau sozialer 

S. 8 f. 
Abgabenquote unter 40 
Prozent senken 
 
„Chancentarif“ bei der Ein-
kommensteuer > Spitzen-
steuersatz erst ab Ein-
kommen von 90.000 Euro 
 
S. 10 
Doppelbesteuerung von 
Renten verhindern und 
Beweislastumkehr zu-
gunsten der Steuer-
pflichtigen einführen 
 
S. 11 f. 
Höhe der Sozialausga-
ben grundsätzlich bei 50 
Prozent des Bundes-
haushalts deckeln 
 
Schuldenstandsquote 
unter die 60-Prozent-
Marke senken 
 
große internationale Un-
ternehmen sollen Bei-
trag zur Finanzierung 
des Gemeinwesens leis-
ten 
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Aufschlag von drei Pro-
zentpunkten bei Verhei-
rateten für den zu versteu-
ernden Einkommensanteil 
oberhalb von 500.000 
Euro im Jahr (Ledige ab 
250.000 Euro) 
 
Steuerrecht stärker auf 
Partnerschaftlichkeit aus-
richten 
 
S. 23 
Vermögensteuer wieder 
in Kraft setzen 
 
maßvoller, einheitlicher 
Steuersatz von einem 
Prozent für sehr hohe 
Vermögen  
 
hohe persönliche Frei-
beträge, so dass sich die 
Steuerbelastung auf be-
sonders vermögende 
Teile der Bevölkerung 
konzentriert 
 
S. 25 
innovative Regierungs-
projekte in Plattformen 
organisieren 
 
Modernisierungsoffen-
sive für den öffentlichen 
Dienst 

individuellen Steuersatz 
veranlagen 
 
große Vermögen ober-
halb von 2 Millionen Euro 
pro Person wieder be-
steuern (jährlich 1 %) 
 
Ungerechtfertigte Um-
satzsteuerausnahmen 
abbauen  
gemeinsame Bemes-
sungsgrundlage für die 
Unternehmenssteuern 
und einen Mindeststeu-
ersatz von mittelfristig 
25 Prozent ohne Ausnah-
men in der EU einführen 
 
 

Dienstleistungen in öf-
fentlicher Hand 
 
Wiedereinführung der 
Vermögensteuer  
 
Rekommunalisierungs-
fonds des Bundes für Mit-
tel für die Kommunen Mit-
tel für die Rekommunali-
sierung von Wohnungen, 
Krankenhäusern, Wasser- 
und Energieversorgung  
 
verbindliches Anhörungs- 
und Mitwirkungsrecht 
der Kommunen auf Bun-
desebene, um gleichwer-
tige Lebensbedingungen 
in allen Regionen und 
Kommunen zu schaffen ff. 
 
kommunalen Haushalte 
müssen von Sozialleis-
tungen entlasten 
 
Förderung des Ehren-
amts muss gewährleis-
tet werden, und deshalb 
dürfen kommunale Auf-
wandsentschädigungen 
nicht auf Leistungen des 
SGB II und des BAföG an-
rechnen zur Förderung 
des Ehrenamtes 
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Prinzipien offenen Re-
gierungshandelns - neue 
Wege der unmittelbaren 
Beteiligung an staatlichen 
Entscheidungen (z.B. Bür-
gerräte) 

2. Menschwürdige Grundsicherung und existenzsichernde Arbeit 
S. 5 f. 
Recht auf eine Grundsi-
cherung haben, für Men-
schen, die aus unter-
schiedlichen Gründen 
keine Arbeit finden oder 
nicht erwerbstätig sein 
können 
 
bedarfsgerechte Anhe-
bung der Regelsätze auf 
mindestens 600 Euro.  
 
existenzsichernde Ar-
beit und angemessene 
Erwerbseinkommen ein 
 
gesetzlichen Mindest-
lohn für armutsfeste 
Rente weiterentwickeln 
 
Tarifbindung im gesam-
ten Bundesgebiet stär-
ken  

S. 60 
Bezieher staatlicher 
Transferleistungen im 
Rentenalter sollen 
grundsätzlich in ihrem 
Wohneigentum bleiben 
und eine angemessene 
Notlagenreserve behalten 
 
Regelungen zur Vermö-
gensverwertung und 
zum Schonvermögen in 
der Grundsicherung im 
Alter anpassen 
 
Konzept „Betriebliche Al-
tersvorsorge für alle“ 
entwickeln 
 
S. 61 
Kein bedingungsloses 
Grundeinkommen 
 
Sanktionsmechanismen 
im SGB II beibehalten 
 

S. 27 ff. 
Vollbeschäftigung mit 
gerechten Löhnen > 
„Recht auf Arbeit“ 
 
Möglichkeit vereinfachen, 
Tarifverträge für allge-
mein verbindlich zu er-
klären die für Beschäf-
tigte und Arbeitgeber*in-
nen in allen Branchen gel-
ten > müssen weitergel-
ten, wenn Betriebe aufge-
spalten und ausgelagert 
werden 
 
öffentlicher Auftrag darf 
nur an Unternehmen 
vergeben werden, die 
nach Tarif bezahlen. 
Dazu schaffen wir ein 
Bundestariftreuegesetz.  
 
gesetzlichen Mindestlohn 
zunächst auf mindes-
tens zwölf Euro erhöhen 

S. 103 ff. 
gesetzlichen Mindestlohn 
sofort auf 12 Euro anhe-
ben, weiter steigern  
 
Mindestlohn soll wirk-
sam vor Armut schützen 
und mindestens der Ent-
wicklung der Tariflöhne 
entsprechen 
 
gleicher Lohn für Leihar-
beiter*innen für gleiche 
Arbeit – plus Flexibilitäts-
prämie 
 
Arbeitsverträge ohne 
sachlichen Grund nicht 
mehr befristen 
 
gegen Missbrauch von 
Werkverträgen und die 
Abwälzung unternehmeri-
scher Verantwortung mit-
tels Subunternehmerket-
ten vorgehen 

S. 15 
Abschaffung des Niedrig-
lohnsektors                                                       
 
Rechtsanspruch auf 
eine Vollzeitstelle für 
alle Beschäftigten 
Rechtsanspruch für Teil-
zeitjobs auf eine Min-
deststundenzahl von 
22h/ Woche 
 
Befristungen zurück-
drängen und sämtliche 
Tätigkeiten über die Sozi-
alversicherungen absi-
chern 
 
S. 16 
neues Normalarbeitsver-
hältnis mit 30h/Woche 
 
Mitbestimmungsrecht 
bei Personalbemessung 
und Anti-Stress-Verord-
nung 

S. 27 
Unternehmen mit mehr als 
500 Beschäftigten sollen 
ihren unternehmensinter-
nen Gender Pay Gap 
auswerten und veröf-
fentlichen 
 
S. 64 f. 
Liberales Bürgergeld > 
steuerfinanzierte Sozial-
leistungen (ALG II, Grund-
sicherung, Wohngeld 
usw.) in einer Leistung 
und an einer staatlichen 
Stelle zusammenfassen 
 
Grundsicherung anpas-
sen und weiterentwi-
ckeln  
 
bessere Hinzuverdienst-
regeln beim ALG II bzw. 
beim angestrebten libera-
len Bürgergeld als Weg 
aus Hartz IV heraus 
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S. 62 
Anrechnung von Ein-
kommen im SGB II neu 
ausgestalten 
 
SGB-II-Leistungsrecht 
vereinfachen, Verwal-
tungsaufwand reduzie-
ren dafür stärkere Be-
treuung der Leistungs-
empfänger 
 
S. 37 
Ziel: Vollbeschäftigung 
 
S. 38 
Zeitarbeit erhalten, be-
fristete Arbeitsverhältnisse 
und sachgrundlose Befris-
tung als Ausnahme, max. 
zwei Jahre, keine Auswei-
tung von Kettenbefristun-
gen  
 
Minijobgrenze von 450 
Euro auf 550 Euro pro 
Monat erhöhen 
 
S. 39 
Arbeitszeitgesetz refor-
mieren: 
anstelle der täglichen → 
wöchentliche Höchstar-
beitszeit 
 
 

und Spielräume der Min-
destlohnkommission für 
künftige Erhöhungen aus-
weiten 
 
Befristung von Arbeits-
verhältnissen ohne ei-
nen Sachgrund abschaf-
fen und vom Gesetz ak-
zeptierten Gründe für eine 
Befristung kritisch über-
prüfen 
 
Leiharbeiter*innen glei-
chen Lohn wie Festan-
gestellte 
 
Gleitzone der Midi-Jobs 
auf 1.600 Euro anheben 
 
Zugang zur Brückenteil-
zeit für mehr Beschäf-
tigte möglich machen 
 
Erhöhung der Mindest-
löhne verfolgen > allge-
meinverbindliche Bran-
chentarifverträge 
 
Refinanzierung der Pfle-
geleistungen an die Gel-
tung von Tarifverträgen 
binden 
 
Neuen, bundesweiten 
und einheitlichen 

 
vor Mobbing und Diskri-
minierung am Arbeits-
platz besser schützen 
 
Arbeitsschutz wirksam ge-
gen Stress, Burn-out und 
Entgrenzung der Arbeit 
stärken 
 
dauerhaft höhere öffent-
liche Investitionen, mehr 
Gründungsgeist, For-
schung sowie Innova-
tion  
 
Niedriglohnsektor mit-
telfristig austrocknen  
 
S. 112 
besonders intensive Be-
treuung für Langzeitar-
beitslose durch die Ar-
beitsagentur  
 
dauerhaften sozialen Ar-
beitsmarkt für Menschen 
ohne Perspektiven 
 
mehr Tarifverträge und 
starke Mitbestimmung 
für mehr Beschäftigte und 
Betriebe 
 
öffentliche Vergabe nur 
an Unternehmen, die 

 
Weiterbildungsanspruch 
für alle mit gesichertem 
Einkommen durch Weiter-
bildungsgeld 
 
Mindestlohn auf 13 Euro 
erhöhen ohne Verrech-
nung mit Zuschlägen  
 
Streichung sämtlicher 
Ausnahmen von Mindest-
löhnen  
 
Pflicht zur elektroni-
schen Arbeitszeiterfas-
sung und häufigere Kon-
trollen  
 
Einrichtung eines offiziel-
len Meldeportals der Bun-
desregierung gegen Min-
destlohnbetrug  
 
Tarifbindung für alle Un-
ternehmen und Branchen 
 
Unterbietungswettbe-
werb zu Lasten von Löh-
nen und Arbeitsbedingun-
gen verhindern 
 
Lohndumping durch 
Werkverträge und Leihar-
beit beenden 
 

 
Einkommen von Ju-
gendlichen aus Familien, 
die ALG II beziehen, bis 
zur Höhe eines Minijobs 
nicht anrechnen 
 
Schonvermögen in der 
Grundsicherung auswei-
ten > v.a. Altersvorsorge-
vermögen, die selbst ge-
nutzte Immobilie und für 
die Erwerbstätigkeit benö-
tigte angemessene Kraft-
fahrzeug 
 
einheitlicher Satz für alle 
erwachsenen Leistungs-
bezieher beim Arbeitslo-
sengeld II bzw. beim an-
gestrebten liberalen Bür-
gergeld 
 
Bagatellgrenze für 
Kleinstbeträge bei Rück-
forderungen durch die 
Jobcenter 
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Personalbemessungs-
rahmen voranbringen 
 
Rechtsanspruch auf mo-
bile Arbeit einführen 
(mind. 24 Tage/Jahr mobil 
oder im Homeoffice) 
 
Schutzfunktion des Ar-
beitszeitgesetzes erhal-
ten 
 
S. 33 
Grundsicherung zu einem 
Bürgergeld entwickeln > 
soll digital und unkompli-
ziert zugänglich sein 
 
Kriterien zur Regel-
satzermittlung weiter-
entwickeln und Betroffe-
nen und Sozialverbänden 
mit einbeziehen 
 
Bürgerservice, der nach 
Lebenslagen berät und 
alle Leistungen aus einer 
Hand zugänglich macht > 
digital und aufsuchend 

tarifgebunden sind oder 
mindestens Tariflöhne 
zahlen > für ein Bundes-
tariftreuegesetz.  
 
Erleichtern, Tarifverträge 
für allgemeinverbindlich 
zu erklären, damit sie für 
alle in einer Branche gel-
ten 
 
S. 105 
Recht auf mobiles Arbei-
ten > mit Blick auf betrieb-
liche Möglichkeiten, aber 
auch mit strikten Schutz-
kriterien 
 
S. 107 
Arbeitslosenversicherung 
zu einer Arbeitsversiche-
rung umbauen 
 
Rechtsanspruch auf 
Weiterbildung und Stär-
kung der beruflichen Qua-
lifikation 
 
ab 4 Monaten sozialver-
sicherungspflichtiger 
Beschäftigung An-
spruch auf Arbeitslosen-
geld 
 
 
 

Leiharbeit verbieten > 
bis dahin ab dem ersten 
Tag die gleichen Löhne 
wie für Festangestellte 
plus Flexibilitätszulage 
von 10 % 
 
gleiche Entgelte für 
Frauen und Männer, 
Auskunftsanspruch 
durch Verbandsklagerecht 
im Entgelttransparenzge-
setz 
 
Tarifverträge bei Be-
triebsübergängen in 
nicht tarifgebundene Un-
ternehmen unbefristet 
schützen  
 
Bundestariftreuegesetz 
zur Einhaltung von Tarif-
verträgen als zwingende 
Voraussetzung für öffentli-
che Aufträge einschl. Sub-
unternehmen  
 
S. 17 
sachgrundlose Befris-
tungen im Teilzeit- und 
Befristungsgesetz ersatz-
los streichen 
 
Mini- und Midijobs in so-
zialversicherungspflich-
tige Arbeitsverhältnisse 
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S. 109 
Entgeltgleichheitsgesetz 
> Berichtspflicht der Un-
ternehmen zum Schließen 
des eigenen Pay-Gaps 
 
S. 111 ff. 
Hartz IV durch individuali-
sierte Garantiesicherung 
im soziokulturellen Exis-
tenzminimum ersetzen 
 
Anrechnung von Einkom-
men deutlich attraktiver 
gestalten, sodass zusätzli-
che Erwerbstätigkeit auch 
in Teilzeit zu einem 
spürbar höheren Ein-
kommen führt 

ab dem 1. Euro überfüh-
ren 
 
gesetzliche Höchstar-
beitszeit auf maximal 
40h/Woche begrenzen 
 
S. 18 
Recht auf vorüberge-
hende Arbeitszeitverkür-
zung für alle Beschäftig-
ten 
 
Recht auf Auszeiten, 
zweimal im Berufsleben 
für ein Jahr  
 
S. 26 
Recht auf Erwerbsarbeit 
mit einklagbarem individu-
ellem Rechtsanspruch 
einschl. Recht auf Ableh-
nung einer konkreten Er-
werbsarbeit  
 
Versicherung gegen Er-
werbslosigkeit, in die Be-
schäftigte und Arbeitgeber 
einzahlen 
 
S. 26 
Hartz-IV-System ab-
schaffen, ersetzen durch 
Mindestsicherung ohne 
Sanktionen (1.200 Euro) 
mit Inflationsausgleich 
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Sperrzeiten, Leistungs-
kürzungen u.a. Sanktio-
nen ausnahmslos ab-
schaffen 
Arbeitslosengeld auf ein-
heitlich 68 % erhöhen und 
neues Arbeitslosengeld 
Plus (58 % des Nettoent-
gelts) plus Inflationsaus-
gleich einführen 
 
S. 27 
sofortige Erhöhung der 
derzeitigen Grundsiche-
rungsleistungen auf 658 
Euro plus Übernahme der 
Wohn- und Stromkosten 
in tatsächlicher Höhe 
 
S. 28 
Ausbau der Prozesskos-
ten- und Beratungshilfe 

3. In Würde altern – Für eine Rente, die den Lebensstandard sichert 
S. 6 
im Arbeitsleben erworbe-
nen Lebensstandard 
auch im Alter absichern 
 
gesetzliche Rente wie-
der als zentrale Säule 
der Alterssicherung stär-
ken 
 

S. 59 
Rentner*innen verlässlich 
an der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung 
beteiligen 
 
Doppelbesteuerung von 
Renten verhindern, Vor-
gaben des Bundesfinanz-
hofs schnellstmöglich um-
setzen.   

S. 35 
dauerhaft stabile Renten-
leistung und dauerhaftes 
Rentenniveau von min-
destens 48 Prozent 
 
lehnen weitere Anhe-
bung des gesetzlichen 
Renteneintrittsalters ab,  
 

S. 113  
langfristige Sicherung 
des Rentenniveaus bei 
48 Prozent 
 
Frauenerwerbstätigkeit 
unter anderem durch ein 
Rückkehrrecht in Voll-
zeit erhöhen 
 

S. 21 ff. 
Garantieversprechen der 
gesetzlichen Rentenversi-
cherung wiederherstellen 
 
Rentenniveau auf 53 
Prozent anheben 
 
Konzept der solidari-
schen Erwerbstätigen-
versicherung bietet 

S. 65 f. 
Altersvorsorge nach 
dem Baukastenprinzip 
organisieren > Bausteine 
aus gesetzlicher, betriebli-
cher und privater Alters-
vorsorge je nach Lebens-
lage flexibel kombinieren 
und an moderne Lebens-
läufe anpassen; Ansprü-
che mitnehmen 
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Verbesserungen der Al-
terssicherung von Er-
werbsgeminderten, 
Niedrigverdienern und 
Langzeitarbeitslosen. 
Die Erwerbsminderungs-
renten müssen erhöht und 
die Abschläge gestrichen 
werden. 
 
Entfristung der Rente 
nach Mindestentgelt-
punkten abfangen 
 
für die vor 1992 gebore-
nen Kinder auch den 
dritten Entgeltpunkt zu 
gewähren. 
 
für Rentner*innen bei 
der Pflege von Angehö-
rigen einen zusätzlichen 
Rentenanspruch gewäh-
ren 
 
Rentenniveau schritt-
weise anheben und län-
gerfristig bei 53 Prozent 
festschreiben 
 
Kürzungsfaktoren in der 
Rentenanpassungsfor-
mel streichen, um Lohn-
dynamik wiederherzustel-
len 
 

 
freiwillige Beiträge in der 
Gesetzlichen Rentenversi-
cherung in jeder Höhe zu-
lassen, max. bis zur je-
weiligen Beitragsbemes-
sungsgrenze 
 
Rentenrecht, das Gene-
rationengerechtigkeit si-
chert und Leistungen so-
wie Lasten fair und nach-
vollziehbar verteilt klare 
Perspektive für die 
nächsten 30 Jahre 
 
Sozialbeirat zu Alterssi-
cherungsbeirat weiter-
entwickeln, der eine Emp-
fehlung für die Haltelinie 
bei Rentenniveau und 
Beitragssatz gibt. 

gesetzlichen Anspruch, 
dass besonders langjährig 
Versicherte vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze ab-
schlagsfrei in Rente ge-
hen können, beibehalten 
 
Gesamtheit der Erwerb-
stätigen in die Renten-
versicherung aufneh-
men und Sondersysteme 
auf lange Sicht überwin-
den 
 
Armutsrisiken bei Er-
werbsminderungsrent-
ner*innen verringern und 
Verbesserungen erreichen 
 
geschlechtergerechte 
Rente 

echtes Einwanderungs-
gesetz schaffen  
 
Beschäftigungssituation 
älterer Arbeitnehmer*in-
nen verbessern 
 
bei Bedarf Steuerzu-
schüsse erhöhen.  
 
prekäre Beschäftigung 
für eine gute Rente über-
winden 
 
gesetzliche Rentenversi-
cherung schrittweise zu 
einer Bürger*innenversi-
cherung weiterentwickeln 
> auch für nicht abgesi-
cherte Selbständige und 
Abgeordnete  
 
Grundrente zu einer ech-
ten Garantierente weiter-
entwickeln 
 
Rente mit 67  
 
Menschen leichter ma-
chen, selbst darüber zu 
entscheiden, wann sie in 
Rente gehen, auch über 
die Regeleintrittsgrenze 
hinaus 
 

Alterssicherung auch für 
bislang nicht versicherte 
Selbstständige, Freiberuf-
ler*innen, Beamt*innen, 
Manager*innen und Politi-
ker*innen 
 
alle Erwerbstätigen zah-
len Beiträge in gesetzli-
che Rentenversicherung  
Solidarische Min-
destrente von 1.200 
Euro für alle Menschen im 
Rentenalter und bei Er-
werbsminderung als Zu-
schlag – im Einzelfall auch 
als Vollbetrag > wird aus 
Steuern finanziert und dy-
namisiert 
 
„Rente nach Mindestent-
geltpunkten“ auch für 
Zeiten nach 1992 einfüh-
ren und verbessern 
 
Ausbildungszeiten für 
die Rente besser aner-
kennen 
 
Zeiten der Erwerbslosig-
keit, der Kindererzie-
hung und der Pflege hö-
her bewerten 
 
für jedes Kind drei Ent-
geltpunkte auf 

 
Renteneintrittsalter nach 
schwedischem Vorbild fle-
xibilisieren 
 
Zuverdienstgrenzen ab-
schaffen, Teilrenten er-
möglichen 
 
Erwerbsminderungs-
rente stärken 
 
Einführung einer Gesetzli-
chen Aktienrente > Ren-
tensystems auf zwei Pfei-
ler stellen: 1) genau der-
selbe Anteil wie bisher für 
die Altersvorsorge von Ar-
beitnehmer und Arbeitge-
ber, 2) kleinen Betrag 
(bspw. 2% Bruttoeinkom-
men) in langfristige, chan-
cenorientierte und kapital-
gedeckte Altersvorsorge, 
die als Fonds unabhängig 
verwaltet wird 
 
Basis-Rente für alle, die 
gearbeitet und eingezahlt 
haben > mehr als Grund-
sicherung  
 
S. 67 
wirksame demographi-
sche Faktoren in der 
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gesetzliche Rentenversi-
cherung zu einer Er-
werbstätigenversiche-
rung weiterentwickeln 

ein Bürger*innenfonds 
für die Rente 
 
öffentliche Zulagenför-
derung der privaten Al-
tersvorsorge reformie-
ren und auf niedrige und 
mittlere Einkommen fo-
kussieren 

Rentenkonto gutschrei-
ben, egal wann und wo 
geboren 
 
Rente ab 67 muss zu-
rückgenommen werden 
 
Zugang zu Erwerbsmin-
derungsrenten erleich-
tern 
 
Anhebung der Zurech-
nungszeit für Rentenzu-
gänge ab 2019 muss auch 
für die Menschen gelten, 
die schon 2018 und frü-
her Erwerbsminderungs-
rente bezogen haben 
 
Abschläge auf Erwerbs-
minderungsrenten strei-
chen oder durch wir-
kungsgleiche Maßnahme 
kompensieren 
 
Beiträge in die Renten-
kasse für Langzeiter-
werbslose 
 
sofortige Angleichung 
der Ostrenten an West-
niveau, ohne zukünftige 
Rentner*innen zu benach-
teiligen 
 

Rentenanpassungsfor-
mel für einen gerechten 
Ausgleich zwischen den 
Generationen 
 
Nachholfaktor in der 
Rentenanpassungsfor-
mel reaktivieren 
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Beitragsbemessungs-
grenze zunächst verein-
heitlichen, dann in meh-
reren Schritten anheben 
und schließlich ganz auf-
geben 
 
S. 23 
Riester-Rente auf freiwilli-
ger Basis in gesetzliche 
Rente überführen 
 
betriebliche Altersver-
sorgung, die überwie-
gend von den Arbeitge-
bern finanziert wird > ver-
bindliche tarifvertragli-
che Regelungen als 
Grundlage 
 
Doppelbesteuerung der 
Renten abschaffen 
 
steuerfreies Existenzmi-
nimum auf 14.400 Euro 
im Jahr anheben 
 
außerordentliche Renten-
erhöhung und eine Neu-
berechnung des indivi-
duellen Rentenfreibetra-
ges 
 
S. 81 
sofortige Angleichung 
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der Ostrenten zu 100 % 
an das Westniveau  
 
Umrechnung bei der 
Rente erhalten, solange 
Löhne im Osten deutlich 
niedriger sind 
 
rechtliche Korrektur der 
Rentenüberleitung 
 
für Zeiten des Niedrig-
lohns für alle Beschäftig-
ten in Ost wie West eine 
Hochwertung der Rente 
einführen 

4. Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West 
S. 7 
bestehende Ungleich-
heit in den Lebensver-
hältnissen zwischen Ost 
und West schneller ab-
zubauen.  
 
Vernachlässigung der 
im Grundgesetz veran-
kerten Pflicht zur Her-
stellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse ist 
für uns nicht hinnehmbar 
 
gezielte Strukturpolitik, 
damit Regionen Entwick-
lungschancen erhalten 

S. 103 
mehr Bundesbehörden 
in den neuen Bundes-
ländern ansiedeln 
 
S. 125 
im Dorfkern Ansiedlung 
von Unternehmen und 
Startups mit Investitions-
zulagen fördern und Aus-
bau der Mehrfunktions-
häuser und Dorfläden 
unterstützen 
 
auf dem Land massiven 
Breitbandausbau und 
Co-Working- 

S. 5 f. 
gleichwertige Lebens-
verhältnisse in ganz 
Deutschland schaffen 
 
Deutsche Einheit vollen-
den und Ungleichgewicht 
zwischen Metropole und 
Peripherie, zwischen tradi-
tionellen Industrieregionen 
und neuen Boom-Zonen, 
zwischen Stadt und Land 
reduzieren 
 
Respekt und die Aner-
kennung der spezifisch 
ostdeutschen 

S. 36 
strukturschwachen Regio-
nen brauchen regelmä-
ßige und verlässliche 
Anbindung an ÖPNV, an 
Mobilitätsdienstleistungen 
wie z.B. Carsharing und 
Stromlösungen für E-Au-
tos  
 
S. 96 
allen Menschen gleiche 
Teilhabe ermöglichen, 
öffentliche und soziale 
Orte stärken, entspre-
chend sind gleichwertige 

S. 79 – 84 
Kapitel „Selbstbewusster 
Osten – Ostdeutsche In-
teressen stärken“ 
 
S. 80 
gleicher Lohn für glei-
che Arbeit bei gleicher 
Arbeitszeit zischen 
Mann und Frau in Ost 
und West 
 
S. 81 
Lohnoffensive Ost: 
durch mehr Tarifbindung 
und flächendeckende Ta-
rifverträge bis 2025 Löhne 

Keine Aussagen 
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und hohe Erwerbslosig-
keit, niedrigere Löhne und 
regionale Abwanderung 
gestoppt werden. 
 
ländlichen Raum stär-
ken 
 
aufgrund weiterhin signifi-
kant niedrigen Lohnni-
veaus im Osten Ab-
schmelzung des Um-
rechnungsfaktors von 
der Angleichung des ak-
tuellen Rentenwerts Ost 
an den aktuellen Ren-
tenwert entkoppeln und 
erst im Jahr 2030 ab-
schließen 
 
rentenrechtliche Fehler 
im Einigungsvertrag 
korrigieren (Zusatz- und 
Sonderversorgungssys-
teme der DDR) > Aner-
kennung ostdeutscher Le-
bensleistung 

Spaces für kreatives Ar-
beiten fördern 
 
aus besonders struktur-
schwachen Gebieten 
Modellregionen machen 
> Investitionen fördern, 
weniger Bürokratie; Ge-
nehmigungsverfahren be-
schleunigen 
 
Bundesmittel zuneh-
mend an gemeinsame 
Planungen in Regionen 
binden und an räumlich 
sinnvolle Planungsver-
bünde vergeben 
 
vermehrt Regionalbud-
gets ohne thematische 
und organisatorische Vor-
gaben 
 
S. 127 ff. 
Ansiedlung weiterer 
Bundesbehörden in Ost-
deutschland, besonders 
im ländlichen Raum, fort-
setzen 
> neue digitale Ausbil-
dungsstätte der Bundes-
wehr in den neuen Bun-
desländern schaffen 
 
gezielte Nachwuchsför-
derung zugunsten eines 

Lebenserfahrungen und 
Lebensleistungen zentral 
 
Sichtbarkeit der Ost-
deutschen in allen Berei-
chen erhöhen 
 
S. 19 
Problem der Altschulden 
vor allem ostdeutscher 
Wohnungsbaugesell-
schaften lösen 
 
S. 21 
Exzellenzpotential ost-
deutschen Länder weiter 
entfalten, insbesondere in 
Bezug auf die Erforschung 
innovativer Technologien 
> Anreizsystem zur Ko-
operation zwischen klei-
nen Hochschulstandor-
ten ist dazu nötig 
 
S. 27 
öffentlicher Auftrag darf 
nur an Unternehmen ver-
geben werden, die nach 
Tarif bezahlen > Bundes-
tariftreuegesetz 
 
bessere Tarifbindung als 
wichtige Voraussetzung, 
für Lohnangleichung 
zwischen Ost und West 

Lebensverhältnisse Ver-
fassungsgrundsatz 
 
Zugang zu Ärzt*innen, 
schnellem Internet, öf-
fentlicher Daseinsvor-
sorge auf dem Land 
 
 guter und bezahlbarer 
Wohnraum in der Stadt 
 
gleichwertige Lebens-
verhältnisse als Verfas-
sungsgrundsatz aus oft-
mals noch unerfüllten 
Anspruch Realität ma-
chen 
 
S. 135 f. 
neue Gemeinschaftsauf-
gabe „Regionale Da-
seinsvorsorge“ im 
Grundgesetz einführen 
 
mit Regionalbudgets 
Bürger*innen und Ak-
teur*innen vor Ort Mög-
lichkeit geben, ihre Ent-
wicklungsstrategien und 
Ziele selbst zu bestimmen 
 
anhand von regionalen In-
dikatoren in allen Bun-
desländern Förderregio-
nen auszuwählen und 
Zusammenarbeit der 

100 % an das Westniveau 
angleichen 
 
einheitliche Tarifgebiete 
in Ost und West 
 
bundesweit gleiche Ar-
beitszeiten- und Ur-
laubsregelungen 
 
S. 82 
mehr Frauen, mehr Ost-
deutsche, mehr Mig-
rant*innen in Führungs-
etagen bundesweit 
 
Ostdeutschland als For-
schungs- und Förder-
stätte für die Arbeitsge-
sellschaft im digitalen und 
ökologischen Wandel 
stärken 
 
öffentliche Dienst als 
Motor für Karrierewege 
Ostdeutscher (Hebung 
unterrepräsentierter Grup-
pen fördern) 
 
für mehr Sichtbarkeit 
von Diskriminierung frei-
willige Erhebung der Ge-
burtsorte und  
biografischer Daten bei 
Bundes- und Landesbe-
hörden, bei 
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effizienten Technologie-
transfers in den neuen 
Bundesländern erpro-
ben und bei Erfolg bun-
desweit ausbauen 
 
integrierte Lösungen für 
ländliche Regionen entwi-
ckeln und in „Digitalen 
Dörfern“ modellhaft um-
setzen 
 
bedarfsgerechtes Grund-
angebot im öffentlichen 
Verkehr 
sicherzustellen – auch 
auf dem Land 
 

Kommunen in Regionen 
unterstützen 
 
Bundesstrategie „Orte 
des Zusammenhalts“ > 
gezielten Ansiedelung von 
neuen Forschungsinstitu-
ten und Bundeseinrichtun-
gen, vor allem in Ost-
deutschland 
 
Errichtung eines „Zu-
kunftszentrums für 
Deutsche Einheit und 
Europäische Transforma-
tion“ 
 
Gemeindefinanzen bes-
ser und krisenfester auf-
stellen >weg von einzel-
nen Förderprogrammen, 
hin zu einer höheren 
Grundfinanzierung 
 
Faire Unterstützung bei 
kommunalen Altschul-
den und gemeindlichen 
krisenbedingten Steuer-
ausfällen mit Unterstüt-
zung des Bundes (für 
2021 und 2022 Gewerbe-
steuerausfälle vollständig 
durch Bund und Länder 
übernommen) 
 

Hochschulförderprogram-
men, Stiftungen und För-
derwerken 
 
Verlagerung weiterer Be-
reiche des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks 
in ostdeutsche Bundes-
länder mit mehr Entschei-
der*innen mit Ostbiografie 
 
Bundesbehörden und 
Unternehmen, an denen 
der Bund beteiligt im Os-
ten ansiedeln 
 
Untersuchungsaus-
schuss zur Treuhand 
 
Einigungsvertrag prü-
fen, ob Ansprüche Ost-
deutscher bei der Um-
setzung des Vertrags 
vernachlässigt oder ig-
noriert  
wurden, und ob sie ge-
gebenenfalls noch ein 
klagbar sind > Enquete-
kommission 
 
regionale Produkte, Ver-
arbeitungs- und Ver-
triebsstrukturen stärken 
> Produktionsgenossen-
schaften und Vertriebsge-
nossenschaften aus 
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Mehr kommunale Inves-
titionen ermöglichen 
durch einfache und unbü-
rokratische Fördermittel 
(z.B. Klimaschutz, Ver-
kehrswende, Gründungs-
infrastruktur, Kultureinrich-
tungen usw.) 
 
S. 209 
Förderung des Breiten-
sports, v.a. in Ost-
deutschland 

Regionen miteinander ver-
binden 
 
Reindustrialisierung Ost 
vorantreiben > klimage-
rechte Industriearbeits-
plätze 
 

5. Kindergrundsicherung als Grundpfeiler von Armutsprävention 
S. 7 f. 
gleiche Zugangsmög-
lichkeiten für alle Kinder 
zu Bildung, zu einem ge-
sunden Aufwachsen so-
wie zur Beteiligung am so-
zialen und kulturellen Le-
ben haben 
 
unsolidarische steuerliche 
Ungleichbehandlung 
von Kindern mit und 
ohne Grundsicherung 
beenden 
 
Einführung einer sozial 
gerechten Kinder- und Fa-
milienförderung in Form 
einer einkommensab-
hängigen  

Keine Aussage zur Kin-
dergrundsicherung 
 
S. 76 
Leistungen müssen, wo 
immer möglich, automati-
siert erfolgen 
 

S. 39 
Konzept der Kinder-
grundsicherung  
 
> Kindergeld: automa-
tisch ausgezahlt; fasst alle 
bisherigen Familienleis-
tungen zusammen; nach 
Einkommen der Familie 
gestaffelt 
 
> Infrastrukturleistun-
gen: gute und beitrags-
freie Kitas; Ganztagsan-
gebot für Schulkinder; so-
ziale Infrastruktur für Ju-
gendliche; freie Fahrt im 
Nahverkehr 
 
S. 57 

S. 98 
Kindergrundsicherung: 
Kindergeld, Kinderzu-
schlag, Sozialgeld für Kin-
der und Bedarfe für Bil-
dung und Teilhabe in 
neue eigenständige Leis-
tung zusammenzufassen 
(eigenes Konzept) 
 
Für jedes Kind festen 
Garantie-Betrag, für Kin-
der in Familien mit gerin-
gem oder gar keinem Ein-
kommen zusätzlich noch 
GarantiePlus-Betrag 
 
Neuermittlung dessen, 
was Kinder zum Leben 
brauchen 

S. 28 f. 
Kinder- und Jugendar-
mut mit zwei Ansätzen 
beseitigen: 
 
> finanzieller Unterstüt-
zung bei materieller und 
monetärer Armut 
 
> infrastrukturelle Ange-
bote (ÖPNV, Kinder- und 
Jugendfreizeiteinrichtun-
gen, Musikschulen, Biblio-
theken etc.) nied-
rigschwellig, barrierefrei, 
wohnortnah und möglichst 
gebührenfrei 
 
Kindergrundsicherung 
orientiert am Modell des 

Keine Aussage zur Kin-
dergrundsicherung 
 
S. 33 
Kinderchancengeld aus: 
Grundbetrag, Flexibetrag 
und nichtmateriellem 
Chancenpaket 
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Kindergrundsicherung, 
die ab Geburt automati-
siert ausgezahlt wird 
und alle pauschalen Fa-
milienleistungen – zum 
bündelt 
 
realistische Neuberech-
nung des kindlichen 
Existenzminimums 

Umsetzung einer EU-Kin-
dergarantie 
 

 
Alleinerziehende entlas-
ten mit Steuergutschrift 
 
 

Bündnisses Kinder-
grundsicherung 
> 630 Euro für die ärms-
ten Kinder und wird je 
nach Einkommenssitua-
tion bis auf 328 Euro ab-
geschmolzen 
 
S. 27 f. 
IT-Zuschlag in eigen-
ständige Kindergrundsi-
cherung überführen, so-
bald sie aufgebaut ist 
 
als Sofortmaßnahme 
Kindergeld für alle Kin-
der auf 328 Euro monat-
lich (einkommensunab-
hängig) + Zuschlag für 
arme Kinder (bis 302 
Euro) 

6. Daseinsvorsorge für Kinder, Jugendliche und Familien flächendeckend sichern 
S. 8 f. 
armutspräventives und 
chancengerechtes Infra-
strukturangebot im Le-
bensumfeld 
 
angepasste Förderung, 
unabhängig von den Ge-
gebenheiten an ihrem 
Wohnort und ihrer (sozia-
len) Herkunft 
 

S. 80 f. 
Kita-Ausbau und die 
Weiterentwicklung der 
Qualität auch über 2022 
hinaus weiter fördern 
 
ab Alter von drei Jahren 
verbindliche Sprach-
stands-Tests mit qualita-
tiv wirksamen Sprachför-
derangeboten für alle Kin-
der 

S. 13 
Modernisierungspro-
gramm des Bundes, 
Schulen erstklassig aus-
statten; digitales Endgerät 
für jede*n Schüler*in > 
Schwerpunkt Ganztags-
schule 
 
Open-Source-Plattform 
> länderübergreifend 
Lehr- und Lernmaterialien 

S. 97 ff. 
starke Kinderrechte  
der Grundprinzipien der 
UN-Kinderrechtskonven-
tion ins Grundgesetz 
 
durch gesetzliche Vorga-
ben zur Personalplanung 
besser ausgestattete Ju-
gendämter und Entlas-
tung der Fachkräfte sor-
gen 

S. 29 
Kommunen finanziell zu 
unterstützen, um Ange-
bote für Kinder und Ju-
gendliche vorzuhalten so-
wie den ÖPNV stärker auf 
Bedürfnisse junger Men-
schen auszurichten 
 
Rechtsanspruch auf sozi-
ale Teilhabe für Kinder > 

S. 13 f. 
Reform des Bildungsfö-
deralismus und Grundge-
setzänderung, damit Bund 
und Länder zusammen für 
die Sicherstellung der 
Qualität, die Leistungsfä-
higkeit und die Weiterent-
wicklung des Bildungswe-
sens wirken können 
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Ausbau und zur Schaffung 
kostenloser Mobilität, 
kostenfreie kinder- und 
jugendgerechter Spiel-
orte und Treffpunkte so-
wie entwicklungsrele-
vante Freizeitangebote 
 
Kinder und Jugendliche 
direkt beteiligen 
 
Sicherstellung des Quali-
tätsanspruchs (früh-)pä-
dagogischer Arbeit und 
Fachkräftesicherung in 
der Kindertagesbetreuung 
0 bis 12 durch  
unbefristete, dynamisierte 
und angemessene Finan-
zierungsbeteiligung des 
Bundes über 2022 hinaus 
 
Initiierung, Stärkung und 
Verstetigung der praxis-
integrierten Erzieher*in-
nenausbildung 
 
gute und kostenlose 
Ausbildung für Erzie-
her*innen mit angemes-
sener Vergütung 
 
verpflichtende Ausrich-
tung der Träger der öf-
fentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe an 

 
Bundesprogramm 
„Sprach-Kitas: Weil 
Sprache der Schlüssel zur 
Welt ist“ weiter fördern 
 
Bund-Länder-Initiative 
„Schule macht stark“ 
fördern 
 

und Unterrichtskonzepte 
für alle zugänglich 
 
S. 28 f. 
Plan zur Fachkräftesi-
cherung > weiteren Aus-
bau von Kitas, Ganztags-
betreuung an Schulen und 
Jugendeinrichtungen absi-
chern 
 
attraktive, vergütete und  
schulgeldfreie Ausbil-
dung schaffen, für mehr 
Ausbildungskapazitäten 
an Fachschulen und in 
Studiengängen zur sozia-
len Arbeit und Kindheits-
pädagogik 
 
mehr Karriereoptionen  
für die Fachkräfte schaf-
fen und Beschäftigungs-
verhältnisse anstreben, 
die eine eigenständige 
Existenzsicherung er-
möglichen 
 
S. 39 
Siehe Infrastrukturleis-
tungen zur Kindergrundsi-
cherung 
 
S. 40 f. 
Bundesprogramm „Ge-
meindehaus 2.0“ 

 
Qualitätsstandards über-
all in der Kinder- und Ju-
gendhilfe verbindlich er-
stellen und weiterentwi-
ckeln 
 
mit Bundesinklusionsge-
setz 
alle Kinder unter dem 
Dach der Jugendhilfe ver-
einen, mit Bundesmo-
dellprogramm unterstüt-
zen 
 
S. 99 
Offene Kinder- und Ju-
gendarbeit, Jugendsozi-
alarbeit, Frühe Hilfen 
und alle Formen von Hil-
fen zur Erziehung ge-
meinsam mit Ländern und 
Kommunen sicherstellen 
und Räume für Jugendli-
che nachhaltig fördern 
 
S. 142 ff. 
Erzieher*innen und Leh-
rer*innen jederzeit sys-
temrelevant > Wertschät-
zung sollte sich in Arbeit, 
Bezahlung und Ausstat-
tung widerspiegeln  
 

Teilhabegesetz für Kin-
der und Jugendliche 
 
S. 29 
gebührenfreie öffentli-
che Kinderbetreuung für 
Kinder aller Altersgruppen 
 
S. 46 ff. 
Offensive des Bundes 
für mehr Lehrkräfte, Er-
zieher*innen und 
Schulsozialarbeiter*in-
nen 
 
Gebäude sanieren, aus-
bauen und dem Bedarf für 
inklusive Bildung anpas-
sen 
 
Bildungssystem als Teil 
der öffentlichen Daseins-
vorsorge ausreichend 
vom Staat finanzieren 
 
Kooperationsverbot 
komplett aufheben und 
Bildung als Gemein-
schaftsaufgabe im Grund-
gesetz verankern 
 
bundesweit einheitli-
chen Betreuungsschlüs-
sel in Kindertagesstätten 
 

Schul- und Kitafinanzie-
rung auf drei Säulen: 
1. Sockelbetrag entspre-

chend der Größe der 
Einrichtung,  

2. Bildungsgutscheine, 
die pro Kind einen Zu-
schuss gewähren, 
und  

3. einen „German 
Dream“-Zuschuss für 
Kinder mit niedrigem 
sozio-ökonomischem 
Status 

Förderschulen/-klassen 
erhalten > Wahlfreiheit für 
Eltern 
 
Ausbildung zur Fach-
kraft im Bereich der 
frühkindlichen Bildung 
bundesweit schulgeld-
frei und vergütet 
 
bundesweite Mindest-
standards für exzellente 
Lehrerausbildung 
 
Einrichtung einer Deut-
schen Lehrkräfteakade-
mie für Lehrerfortbildun-
gen  
 
Digitalpakt 2.0 
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tatsächlichen Bedingun-
gen und direkten Prozes-
sen vor Ort und Gegeben-
heiten des Sozialraums > 
Mittel zweckgebunden 
einsetzen können 

(außerschulischen Bil-
dung, Sport, Kultur und 
Jugendarbeit) 
 
gutes Ganztagangebot 
für alle Kinder 
 
S. 45 
unmittelbare Möglichkeit 
für alle Kinder, eine Kita 
zu besuchen 

Investitionen für Kitas 
und Primarbereich deut-
lich erhöhen. 
 
wirkungsvolle Fachkräf-
teoffensive und faire 
Ausbildungsvergütun-
gen, Weiterentwicklungs-
möglichkeiten und gute 
Arbeitsbedingungen  
 
schulgeldfreie Ausbil-
dung zur/m Erzieher*in 
 
mit Bund-Länder-Pro-
gramm für Fachkräftesi-
cherung mit hochwertige 
Quereinstiegsbildung för-
dern, bestehende Weiter-
bildungs- und Qualifizie-
rungsangebote stärken 
und gemeinsame Quali-
tätsstandards sichern 
 
Mindeststandards Fach-
kraft-Kind-Schlüssel > 
ein*e Erzieher*in auf 
höchstens vier U3- und 
neun Ü3-Kinder 
 
genügend Zeit für Vor- 
und Nachbereitung, Zu-
sammenarbeit mit Fami-
lien, Netzwerkarbeit im 
Sozialraum und Fortbil-
dungen 

Kitas mit täglichem kos-
tenlosem, gesundem, 
warmem Essen 
 
Sozial- und Erziehungs-
berufe müssen aufge-
wertet werden; Ausbil-
dung als Erzieher*in in 
der frühkindlichen Bil-
dung auf Hochschulni-
veau anheben; Vergü-
tung in der Ausbildung 
und der Abschaffung des 
Schulgeldes 
 
Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter nur mit 
mehr Personal und gro-
ßen Investitionen 
 
Gemeinschaftsschule 
für alle ohne Hausaufga-
ben und Nachhilfebedarf; 
ganztägig organisiert; alle 
Schulabschlüsse; demo-
kratisch organisiert mit 
wirklicher Mitbestimmung 
von Schüler*innen 
 
Rechtsanspruch auf in-
klusive Bildung und 
Recht auf gemeinsames 
Lernen in einer Regel-
schule in jedes Schulge-
setz 
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Fachberatung und Su-
pervisions- und Mento-
ring-Programmen, Lern-
ortkooperationen und 
Unterstützung für berufli-
che Weiterentwicklung 
innerhalb des Kita-Sys-
tems 
 
Engagement des Bundes 
beim Platzausbau weiter-
führen 
 
S. 149 f. 
Bildungszusammenar-
beit von Bund und Län-
dern verfassungsrecht-
lich absichern 
 
mehr Flexibilität ermög-
lichende Bildungsfinan-
zierung, vor allem in den 
Grundschulen und Kitas 

 
Bildungsprogramm für 
geflüchtete und andere 
zugewanderte Kinder 
und Jugendliche 
 
Programm für Schulso-
zialarbeit 
 
Zehn Prozent Vertre-
tungsreserve durch zu-
sätzliche Lehrer*innen-
ausbildung 
 
für jedes Kind ein mobi-
les Endgerät als Teil der 
Bildungsausstattung 
 
Sozialfonds zur besse-
ren Ausstattung von 
Schulen nach Sozialindex 
etablieren 
 
S. 50 
Ausbildungsvergütung, 
die zum Leben unabhän-
gig von den Eltern reicht 

7. Gesundheit und Pflege solidarisch sichern 
S. 9 f. 
Zugang zu optimaler me-
dizinischer Versorgung 
für alle Menschen > woh-
nortnahe und bedarfsge-
rechte Versorgung 

S. 63 ff. 
Bürokratie im Gesund-
heitswesen abbauen und 
Pflegeberufe attraktiver 
machen 
 

S. 17 f. 
Standardisierung der Ent-
wicklungsmethoden der 
personalisierten Medizin 
> mit erschwinglichen 
Preisen für alle zugänglich 

S. 116 ff. 
Prävention und Gesund-
heitsförderung als Quer-
schnittsaufgabe fördern 
 

S. 31 ff. 
100 000 Pflegekräfte 
mehr in Krankenhäusern 
und Pflegeheimen, 500 
Euro mehr Grundgehalt 
 

S. 35 ff 
Krankenhäuser finanzi-
ell absichern > bedarfs-
gerechte und qualitative 
Versorgung sicherstellen 
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Anteile von Sockelfinan-
zierung und Eigenbei-
trag der Pflegeversiche-
rung müssen im Sinne 
eines Sockel-Spitze-
Tauschs vollzogen wer-
den > Lastenverteilung  
 
Einführung einer Bür-
gerversicherung und Ab-
schaffung des unsolidari-
schen dualen Systems in 
der Kranken- und Pflege-
versicherung 
 
alle Einkommensarten 
sollen gleichermaßen 
für Beitragsbemessung 
berücksichtigt werden 
Beitragsbemessungs-
grenze auf Niveau der 
Rentenversicherung an-
heben  
 
für Übergangszeit zu 
Bürgerversicherung finan-
zieller Lastenausgleich 
zwischen privater und 
gesetzlicher Pflegeversi-
cherung einführen 
 

Förderung der Robotik 
und Digitalisierung in 
der Pflege mittels Innova-
tionsoffensive von 500 
Millionen Euro 
 
Förderung eines digita-
len, wohnortnahen und 
barrierefreien Zugangs 
zu Leistungsangeboten 
der Gesundheitsversor-
gung 
 
einen garantierten Zu-
gang schaffen zu Hos-
piz- und Palliativversor-
gung und Förderung le-
bensbejahende Bera-
tungsangebote  
 
Notfallkapazitäten für 
versorgungskritische 
Wirkstoffe und staatliche 
Lagerhaltung einführen 
 
Förderung von Maßnah-
men hinsichtlich einer 
ausreichenden Verfüg-
barkeit versorgungsrele-
vanter Arzneimittel 
 
Sicherstellung der Verfüg-
barkeit innovativer Medi-
zinprodukte 
 

> maßgefertigten Pro-
dukte statt Präparate “von 
der Stange”  
 
Sicherstellungsauftrag 
bei Medikamenten 
 
zielgruppengerechte Me-
dikamentenforschung 
auch für Frauen und Kin-
der  
 
Neuordnung der Rollen-
verteilung zwischen am-
bulantem und stationärem 
Sektor durch Überwin-
dung der Sektorengren-
zen  
 
Öffnung von Krankenhäu-
sern für ambulante und 
für teambasierte Formen 
der Versorgung 
 
Digitalisierung für Ver-
besserung von Diagno-
sen und flächende-
ckende gesundheitliche 
Versorgung entschlosse-
ner nutzen 
 
gute Arbeitsbedingun-
gen und vernünftige 
Löhne in der Pflege 
 

das Pandemiemanage-
ment ausbauen > Refor-
mierung der Kranken-
haus- und Notfallversor-
gung, Stufen zur Eindäm-
mung von Pandemien im 
Infektionsschutzgesetz 
definieren, Pandemie-
schutzpläne aktualisieren 
und unabhängigen Pande-
mierat einrichten 
 
Investitionen in Gesund-
heitsforschung und Pro-
duktion von Medikamen-
ten und Medizinprodukten 
sicherstellen 
ambulante und statio-
näre Angebote in Zu-
kunft übergreifend pla-
nen und regionale Versor-
gungsverbünde fördern 
 
interdisziplinäre Zusam-
menarbeit zwischen Ge-
sundheitsberufen stärken 
> kommunale Gesund-
heitszentren fördern 
 
Kliniken bedarfsgerecht 
und nach gesellschaftli-
chem Auftrag finanzieren 
 
diskriminierungsfreier 
Zugang zum Gesund-
heitssystem auch für 

gesetzliche Personalbe-
messung für alle Berufe 
im Krankenhaus und Pfle-
geeinrichtungen 
 
Abschaffung der Fall-
pauschalen > Betriebs-
kosten müssen von Kran-
kenkassen refinanziert 
werden 
 
Pflegevorsorgefonds in ei-
nen Pflegepersonal-
fonds umwandeln für ei-
nen allgemeinverbindli-
chen Flächentarifvertrag 
sowie ein bedarfsgerech-
tes Fachkraftniveau 
 
sofortige Absenkung und 
Deckelung der Eigenan-
teile für pflegebedürftige 
Menschen 
 
Absicherung von ambu-
lanten Pflegediensten 
und soloselbstständigen 
Pflegenden und Stärkung 
sozialversicherungspflich-
tiger Arbeitsplätze 
 
Bundesweite Ausbil-
dungsverordnungen 
und -vergütungen in der 
Gesundheitsbranche 
 

Versorgungssicherheit 
mit Arzneimitteln und 
Impfstoffen sicherstel-
len > Produktion nach 
Deutschland oder in die 
EU verlagern 
 
Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen voran-
bringen für eine Erleichte-
rung des Arbeitsalltages 
der Gesundheitsakteure 
 
Präventionsgesetz refor-
mieren > lebenslanges 
Gesundheitslernen 
 
Innovationen bei Arznei-
mitteln, Medizintechno-
logie und Digitalisierung 
fördern > innovationsför-
dernde Rahmenbedingun-
gen für Schlüsseltechnolo-
gien  
 
Sterbehilfegesetz refor-
mieren > Möglichkeiten 
der Hilfe zur Selbsttötung 
schaffen 
 
Bedürfnisse des ländli-
chen Raums berück-
sichtigen mittels Pro-
gramme 
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Stärkung neuer Thera-
pieoptionen und Arznei-
mittel für schwerkranke 
Patienten  
 
Unterstützung der wis-
senschaftlichen Erfor-
schung von bisher als 
unheilbar geltenden 
Krankheiten wie z.B. von 
Demenz 
 
S. 67 ff. 
bedarfsgerechte Ange-
botsstrukturen für Pfle-
gebedürftige und pfle-
gende Angehörige  
 
staatliche Förderung der 
betrieblichen Pflegezu-
satzversicherung über-
prüfen 
 
mit einer Verlängerung 
des Pflegevorsorge-
fonds bis 2050 den stei-
genden Beiträgen der 
Pflegeversicherung entge-
genwirken 
 
Dynamisierung des Pfle-
gegelds und Einführung 
einer Regeldynamisie-
rung aller Leistungen auf 
Grundlage der Lohnent-
wicklung 

System der Fallpauscha-
len auf den Prüfstand 
stellen und wo nötig ab-
schaffen 
 
bedarfsgerechte Grund-
finanzierung von Klini-
ken inklusive des Aus-
baus integrierter Versor-
gungszentren in den länd-
lichen Regionen und Ver-
besserung der Notfallver-
sorgung 
 
S. 36 
Vollversicherung als 
Bürgerversicherung, die 
alle pflegerischen Bedarfe 
und Leistungen abdeckt > 
erster Schritt: für Pflege-
bedürftige mit kleinen 
und mittleren Einkom-
men den Eigenanteil de-
ckeln 
 
Kostensteigerungen so-
lidarisch über Mix aus 
moderat steigenden Pfle-
geversicherungsbeiträgen 
und dynamischen Bun-
deszuschuss finanzieren 
 
über Modellprojekt des 
Bundes Dienstleistungs-
zentren in kleinen Städ-
ten und Gemeinden 

Menschen ohne Kranken-
versicherungsschutz 
 
solidarisch finanzierte 
Bürgerversicherung > 
bezieht alle Berufstätigen 
in Finanzierung eines leis-
tungsstarken Versiche-
rungssystems ein 
 
Sicherheit und Rechte 
für Patient*innen und 
pflegebedürftige Men-
schen stärken 
 
Strategie für Digitalisie-
rung im Gesundheitswe-
sen zur Verbesserung der 
der Gesundheitsversor-
gung 
 
Ambulante Wohn- und 
Pflegeformen stärken > 
Tages-, Kurzzeit- oder 
Verhinderungspflege so-
wie Pflege-Wohngemein-
schaften ausbauen 
 
Pflege Zeit Plus für 
Nachbar*innen, Angehö-
rige und Freund*innen > 
Lohnersatzleistung bei 
dreimonatigem Vollaus-
stieg und dreijährigem 
Teilausstieg 
 

Einführung einer solida-
rischen Gesundheits-
vollversicherung > Tren-
nung zwischen gesetzli-
cher und privater Kran-
kenversicherung abschaf-
fen! 
 
S. 33 ff. 
Uneingeschränkte ge-
sundheitliche Leistun-
gen für alle in Deutsch-
land lebenden Personen 
und Aufnahme von Men-
schen in die Krankenversi-
cherung ohne Verschul-
dung 
 
Einführung einer solida-
rischen Pflegevollversi-
cherung 
 
Bessere Arbeitsbedin-
gungen für Pflegearbeit 
in Privathaushalten („24-
Stunden-Pflege“) 
 
Übernahme ausländi-
scher Pflegesachleistun-
gen bei Urlaub in EU-
Staaten 
 
Entlastung pflegender 
Angehöriger durch woh-
nortnahe Tages- und 
Kurzzeitpflegeangebote 

ambulant-stationäre 
Sektorengrenze ab-
bauen > Integrierte Ge-
sundheitszentren sichern  
 
Solidarisches duales 
Gesundheitssystem > 
Wechsel zwischen priva-
ter und gesetzlicher Kran-
kenkasse erleichtern 
 
S. 38 ff. 
umfassender Bürokratie-
abbau, bessere Arbeits-
bedingungen und Digita-
lisierung im Pflegebe-
reich für menschliche und 
qualitative Pflege 
 
Reform der Pflegeaus-
bildung > Auszubildende 
sollen zur Berechnung 
des Pflegeschlüssels nicht 
berücksichtigt werden 
 
Instrumente für eine be-
darfsgerechte Pflege 
einführen („Pflegeperso-
nal-Regelung 2.0), ausge-
wogenen Qualifikations-
mix sicherstellen und Ab-
kehr von reinen Pflegeper-
sonal-Untergrenzen 
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Unterstützung der Einfüh-
rung neuer Wohn- und 
Betreuungsformen 
 
Gezielte Unterstützung 
der familiären Pflege und 
Zusammenfassung von 
Kurzzeit-, Verhinderungs-
pflege und Betreuungs-
leistungen zu einem 
Budget 
 
Förderung eines pass-
genauen Leistungsange-
botes von Pflegeeinrich-
tungen für Personen im 
standortnahen Umfeld 
 
Unterstützung der Länder 
und Kommunen bei der 
Umsetzung von Konzep-
ten der quartiersbezoge-
nen und sektorenüber-
greifenden Versorgung 
 
Willkommenskultur für 
ausländische Pflege-
fachkräfte stärken  
 
Stärkung der Aus- und 
Weiterbildung für 
Pflege- und Gesund-
heitsberufe 

schaffen, in denen medizi-
nische und haushaltsnahe 
Dienstleistungen vermittelt 
werden 
 
besondere Förderung 
der haushaltsnahen 
Dienstleistungen > so 
ausgerichtet, dass sie 
auch von Geringverdie-
ner*innen in Anspruch ge-
nommen werden kann 

doppelte Pflegegarantie 
> Eigenanteile schnell 
senken und dauerhaft de-
ckeln 
 
solidarischen Pflege-
Bürgerversicherung mit 
einkommensabhängigen 
Beiträgen  
 
Arbeitsbedingungen in 
der Pflege und Gesund-
heitsversorgung verbes-
sern > hauptsächlich über 
eine Stärkung des Perso-
nals und neuen Arbeits-
zeitmodellen 
 
Palliativ- und Hospizver-
sorgung und selbstbe-
stimmtes Sterben stär-
ken  

 
Stärkung der politischen 
Interessenvertretung 
pflegender Angehöriger 
und pflegebedürftiger 
Menschen 
 
Stärkung der Vereinbar-
keit von Arbeit und 
Pflege und Lohnersatz-
leistungen für Angehörige 
 
Stärkung der gesund-
heitlichen Chancen-
gleichheit 
 
flächen- und bedarfsde-
ckende, barrierefreie ge-
sundheitliche Versor-
gung in Stadt und Land 

Pflegende Angehörige 
entlasten > Ausbau der 
Kurzzeitpflegeplätze 
 
Unterstützung bei der 
Betreuung von Men-
schen mit Demenz > auf-
suchende Beratung und 
Ausbau demenzfreundli-
cher Quartiere 
 
Entlastung der häusli-
chen Versorgung mittels 
Digitalisierung z.B. Tele-
pflege 
 
Leistungsansprüche der 
Pflegegrade in ein monat-
liches und unbürokrati-
sches Pflegebudget 
überführen 
 
Finanzierung der Pflege 
> Drei-Säulen-Modell – 
bestehend aus sozialer 
Pflegeversicherung sowie 
privater und betrieblicher 
Vorsorge  
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8. Tarifvertrag in der Altenpflege 
S. 10 
repräsentativer Tarifver-
trag in  
der Altenpflege > für alle 
Unternehmen der Pflege-
branche die gleiche Min-
deststandards festschrei-
ben  
  

Keine Aussagen S. 27 f. 
Möglichkeit vereinfachen, 
Tarifverträge für allge-
mein verbindlich zu er-
klären, damit sie für alle 
Beschäftigten und Arbeit-
geber*innen in einer Bran-
che gelten > müssen auch 
weiter gelten, wenn Be-
triebe aufgespalten und 
ausgelagert werden 
 
bessere Tarifbindung als 
wichtige Voraussetzung, 
für Lohnangleichung 
zwischen Ost und West 
 
Erhöhung der Mindest-
löhne verfolgen > allge-
meinverbindliche Bran-
chentarifverträge 
Refinanzierung der Pfle-
geleistungen an die Gel-
tung von Tarifverträgen 
binden 

S. 105 
Tarifbindung erhöhen 
 
Erleichtern, Tarifverträge 
für allgemeinverbindlich 
zu erklären, damit sie für 
alle in einer Branche gel-
ten 
 
S. 128 
Befürworten eine gute und 
bessere Bezahlung in der 
Pflege und „gute Tarifver-
träge“ in der Altenpflege > 
soziale Pflegeversiche-
rung verpflichten mit 
Anbietern zusammen zu 
arbeiten, die nach Tarif 
bezahlen 

S. 16 
Tarifbindung für alle Un-
ternehmen und Branchen 
 
S. 32 
allgemeinverbindlicher 
Flächentarifvertrag, min-
destens auf dem Niveau 
der Tarifverträge des Öf-
fentlichen Dienstes 
(TVÖD / TV-L), für alle 
Beschäftigten, auch für 
private und kirchliche Trä-
ger 
 
S. 80 f. 
einheitliche Tarifgebiete 
in Ost und West 
 

Keine Aussagen 

9. Demokratie stärken – Beteiligung fördern 
S. 10 f. 
mehr Mitwirkungs- und 
Beteiligungsrechte aller 
Menschen 
 

S. 78 
Stärkung der politischen 
Bildung und Werte-
kunde in der Jugendarbeit 
 

S. 25 
Erfahrungen mit Bürger-
räten aufgreifen und 
neue Wege der unmittel-
baren Beteiligung an 

S. 97 
Nationaler Aktionsplan 
für Kinder- und Jugend-
beteiligung  
 

S. 31 
Mitbestimmungsrechte 
für Senior*innen auf 
Bundes-, Länder-, Kreis- 
und Kommunalebene 
stärken 

S. 20 
bürgernahe und digitale 
Verwaltung 
 
S. 40 
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verlässliche Strukturen für 
Schaffung und Stärkung 
des freiwilligen Engage-
ments jüngerer und älte-
rer Menschen sowie der 
Selbsthilfe, gerade im 
ländlichen Bereich  
 
kommunale und regionale 
Konzepte der refinanzier-
ten Mobilitätsunterstüt-
zung im ländlichen Raum 
 
freiwilliges und zivilgesell-
schaftsrechtliches Enga-
gement stärker bezu-
schussen 
 

ehrenamtliche Struktu-
ren und Netzwerke wie 
die aufsuchende Nachbar-
schaftshilfe und Sozialar-
beit leichter zugänglich 
machen und auch im 
Rahmen generationen-
übergreifender Wohnfor-
men stärken.   
 
S. 133 
Vorhaben fördern, die 
das Ehrenamt unterstüt-
zen und auch in struktur-
schwachen und ländlichen 
Regionen von besonderer 
Bedeutung sind 
 
Einrichtung von Anlauf-
stellen für das Ehrenamt 
in Kreisen und Gemein-
den begleiten 
 
Senior*innen, Menschen 
mit Zuwanderungsge-
schichte und Menschen 
mit Behinderung für das 
Ehrenamt gewinnen 

staatlichen Entscheidun-
gen gehen 
 
durch systematische und 
frühzeitige Beteiligung 
der Bürger*innen an 
staatlichen Projekten 
Rechtswege verkürzen 
und Verfahren beschleuni-
gen 
 
S. 40 
Wahlalter auf 16 Jahre 
senken 
 
Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen in 
kommunalen Jugendhil-
feausschüssen und Lan-
desjugendhilfeausschüs-
sen gesetzlich in Kommu-
nalverfassungen veran-
kern 
 
S. 47 
Demokratiefördergesetz 
> Vereine, Projekte und 
Initiativen langfristig för-
dern und schützen                         
 
Bundesprogramm „De-
mokratie leben!“ aus-
bauen > Präventionspro-
jekte auf Bundes-, Landes 
und kommunaler Ebene 
fördern 

Jugendverbände mit 
Verbandsklagerecht ge-
genüber Kommunen stär-
ken 
 
politische Bildung als 
Querschnittsaufgaben in 
Kitas, Schulen und Ju-
gendhilfe konzeptionell 
und finanziell stärken 
 
S. 99 
niedrigschwellige Beteili-
gungsgremien wie Kin-
der- und Jugendparla-
mente, insbesondere auf 
kommunaler Ebene, 
stärken 
 
Jugendarbeit, Jugend-
verbandsarbeit und De-
mokratiebildung ver-
lässlich unterstützen 
 
S. 178 
Wahlalter für Bundes-
tags- und Europawahlen 
in der kommenden Legis-
laturperiode auf 16 Jahre 
absenken. 
 
S. 178 ff. 
Bürger*innenräte schaf-
fen > bei ausgewählten 
Themen Alltagsexpertise 
von Bürger*innen direkter 

 
Rechte der Senior*in-
nenvertretungen aus-
bauen und bundeseinheit-
lich stärken 
 
eigenständiges Teilhabe-
gesetz für Senior*innen 
mit Rechtsanspruch auf 
volle soziale Teilhabe 
 
S. 50 
Lernende, Lehrende und 
Eltern sollen über Schule 
mitentscheiden können 
 
S. 136 
Privatisierung von öf-
fentlichen Dienstleistun-
gen und alle öffentlich-
privaten Partnerschaften 
stoppen 
 
alle Privatisierungsvor-
haben den Bürger*innen 
zur direkten Abstim-
mung per Volksent-
scheid vorlegen 
 
Volksinitiativen, Volks-
begehren und Volksent-
scheide auf Bundes-
ebene einführen 
 
Einführung von Referen-
den ein, d.h. die 

Absenkung des Wahlal-
ters auf 16 Jahre für 
Wahlen zum Deutschen 
Bundestag und Europäi-
schen Parlament 
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innerhalb und außerhalb 
der schulischen Bildung 
verstärkter und einfa-
cherer Zugang zu politi-
schen Bildungsmöglich-
keiten und Demokra-
tieförderung 
 
gesetzlichen Bildungsur-
laub nutzen können, um 
sich für ehrenamtliches 
Engagement freistellen 
zu lassen 
 
 

in Gesetzgebung einflie-
ßen lassen > erarbeiten 
Handlungsempfehlungen 
und Impulsen für öffentli-
che Auseinandersetzung 
und parlamentarische Ent-
scheidungen 
 
digitales Portal für die 
aktive Beteiligung an der 
Gesetzgebung einführen 
 
Petitionsrecht zu einem 
leicht zugänglichen Instru-
ment für bessere Mitwir-
kung am demokratischen 
Prozess ausbauen 
 
S. 181 
Engagierte Menschen, 
vor allem Ehrenamtler*in-
nen gegen Einschüchte-
rung und Kriminalisierung 
absichern 
 
Demokratiefördergesetz 
> Engagement nachhal-
tig, projektunabhängig und 
unbürokratisch finanziell 
absichern 
 
Arbeit politischer Stif-
tungen verbindlicher 
und transparenter re-
geln > eigenständige 

Bürger*innen können ge-
gen parlamentarische Ent-
scheidungen ein Veto ein-
legen 
 
Bürger*innenräte, wo-
nach zufällig geloste Men-
schen aus der Mitte der 
Gesellschaft Lösungen 
und Fragestellungen ent-
werfen, unterstützten 
und fördern 
 
Petitionsrecht als Bür-
gerrecht weiter ausbauen 
 
Absenkung des Wahlal-
ters in allen demokrati-
schen Entscheidungspro-
zessen auf europäischer, 
Bundes-, Länder- und 
Kommunalebene auf 16 
Jahre 
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gesetzliche Grundlage 
schaffen 
 
S. 182 
für Klarheit und Rechts-
sicherheit im Gemein-
nützigkeitsrecht sorgen  
 
Gemeinnützigkeit zu-
sätzlicher Zwecke wie 
des Friedens, der Durch-
setzung der nationalen 
und internationalen 
Grund- und Menschen-
rechte, der Rechtsstaat-
lichkeit, der Durchsetzung 
des Sozialstaatsgebotes 
und allgemein der gleich-
berechtigten Teilhabe und 
der Bekämpfung von Dis-
kriminierung anerkennen 
und stärken  
 
Einführung einer Demo-
kratieklausel, damit sich 
Vereine aktiv an gesell-
schaftlichen Debatten be-
teiligen können 
 
Beweislastumkehr in § 
51 Absatz 3 Abgabenord-
nung abschaffen 
 
Gemeinnützigkeitsregis-
ter und einfach handhab-
bare 
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Transparenzpflichten so-
wie Regeln zur Offenle-
gung der Spendenstruk-
tur 

10. Einführung einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit 
S. 11 
Stärkung einer gemein-
wohlorientierten und öf-
fentlichen Wohnungsbe-
wirtschaftung 
 
neue Wohnungsgemein-
nützigkeit schaffen 
 
> jährlich mindestens 
100.000 Sozialwohnungen 
mit dauerhafter Sozialbin-
dung  
 
> Kommunen in der Woh-
nungs- und Baupolitik 
stärken 
 
> gemeinwohlorientierte 
Wohnbauvorhaben för-
dern  
 
Schutz vor Wohnungslo-
sigkeit, steigenden Mie-
ten und Verdrängung  
 
Infrastruktur im Woh-
numfeld, für Bedarfe aller 
Generationen 

S. 123 
setzen nicht auf Eingriffe, 
wie den Mietendeckel 
 
mehr als 1,5 Millionen 
neue Wohnungen bis 
2025  
 
S. 124 
sozialen Wohnungsbau 
weiter fördern und 
Wohngeld ab 2022 regel-
mäßig anpassen 

S. 37 
bezahlbaren Wohnraum 
erhalten und neuen schaf-
fen > Neubau von 
100.000 Sozialwohnun-
gen jährlich  
 
neue Wohnungsgemein-
nützigkeit einführen  
 
befristetes Mietenmora-
torium in angespannten 
Wohnlagen einführen > 
Mieten können für be-
stimmte Zeit nur im Rah-
men der Inflationsrate er-
höht werden 
 
Mietwucher wirksam un-
terbinden, Mietpreis-
bremse entfristen und 
Schlupflöcher schließen 
 
Betrachtungszeitraum von 
Mietspiegeln auf acht 
Jahre verlängern und die 
Möglichkeiten für Eigen-
bedarfskündigungen re-
duzieren 

S. 130 ff. 
Recht auf Wohnen ins 
Grundgesetz aufnehmen 
 
Mittel für sozialen Woh-
nungsbau erhöhen und 
verstetigen 
 
Kommunen unterstützen, 
ihre bestehenden Woh-
nungsgesellschaften zu 
stärken und neue zu 
gründen 
 
Bundesprogramm 
„Neue Wohngemeinnüt-
zigkeit“ für eine Million 
zusätzliche, günstige Miet-
wohnungen auf Dauer in 
den Ballungsräumen  
 
bundeseigenen Be-
stände nicht mehr an 
private Investor*innen 
veräußern, sondern aus-
schließlich verbilligt an 
Kommunen mit dauerhaf-
ter Sozialbindung abge-
ben 

S. 40 f. 
Mietendeckel im gesam-
ten Bundesgebiet, Mie-
tenstopp für bestehende 
Mietverträge, besonders 
hohe Mieten absenken 
 
Einführung einer neuen 
Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit 
 
S. 41 
prozentualen Mindestan-
teil von Sozialwohnun-
gen, um Mischung der 
Viertel sicherzustellen 
 
50 % des Wohnungs-
marktes in öffentlicher 
und gemeinnütziger 
Hand 
 
weitgehendes Umwand-
lungsverbot von Miet- in 
Eigentumswohnungen 
 
Kündigung wegen Eigen-
bedarf nur noch für die 
engste Familie; 

S. 64 
gesamte soziale Wohn-
raumversorgung soll sich 
am potenziellen Mieter*in-
nen und nicht nur am 
Bau von neuen Sozial-
wohnungen orientieren 
 
zahlungsschwachen Woh-
nungssuchenden den Zu-
gang zum freien Woh-
nungsmarkt mithilfe des  
Wohngeldes erleichtern 
 
Berechtigung auf Bezug 
einer Sozialwohnung auf 
jene begrenzen, die auf 
freiem Wohnungsmarkt 
erfolglos bleiben 
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in angespannten Wohnla-
gen Erwerb von Genos-
senschaftsanteilen er-
leichtern 
 
Mietkaufmodelle fördern 
> Programm „Jung-
Kauft-Alt“ für Erwerb 
von Bestandsimmobi-
lien insbesondere in vom 
Leerstand betroffenen 
Ortskernen 

 
Bestand an Sozialwoh-
nungen in den nächsten 
zehn Jahren um eine Mil-
lion erhöhen 
 
Mietobergrenzen im Be-
stand mit einem Bundes-
gesetz ermöglichen, Miet-
preisbremse entfristen 
und nachschärfen 

vorgetäuschter Eigenbe-
darf bestrafen; kein Ei-
genbedarf bei Menschen 
über 70 Jahren, Alleiner-
ziehende  
Kündigungsschutz ver-
bessern, Milieuschutz 
ausweiten 
 
S. 43 
Anti-Spekulations-Ge-
setz > Wohnraum darf 
kein Spekulationsobjekt 
an der Börse sein 
 
S. 44 
Wohngeld erhöhen und 
umbauen 
 
Räumung in die Woh-
nungslosigkeit verbieten 
 
Recht auf Wohnen ins 
Grundgesetz aufnehmen 

 


